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LEGAL UPDATE COMPLIANCE 
Köln, 26.07.2023 

Verbraucherrechte-Durchsetzungsgesetz 

Dr. Yorick Ruland 

Der Deutsche Bundestag hat am 7. Juli 2023 
den Gesetzesentwurf der Bundesregierung (BT 
Drs. 20/6520) in geänderter Fassung (BT Drs. 
20/7631) zur eigentlich bereits am 25. Dezember 
2022 fälligen Umsetzung der EU-Verbandskla-
genrichtlinie (RL (EU) 2020/1828) verabschie-
det. Zentraler Baustein des Umsetzungsgeset-
zes, über welcher noch der Bundesrat zu bera-
ten hat, ist die Einführung des Verbraucher-
rechtedurchsetzungsgesetzes (VDuG). Dieses 
sieht neben der bereits bekannten Musterfest-
stellungsklage die Einführung einer sogenann-
ten Abhilfeklage als neuartige Form der Ver-
bandsklage vor. 

Mit der Abhilfeklage wird eine kollektive Leis-
tungsklage eingeführt, welche die tatsächliche 
Durchsetzung der Ansprüche von Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern sicherstellen soll. Eine 
individuelle Klage der einzelnen Verbraucherin-
nen und Verbraucher ist hierzu also nicht erfor-
derlich. Vielmehr wird üblicherweise der erfor-
derliche Gesamtbetrag eingeklagt werden, wel-
cher anschließend von einem gerichtlich be-
stellten Sachwalter an die Verbraucherinnen 
und Verbraucher auf Grundlage der festgeleg-
ten Bedingungen und Maßstäbe verteilt wird.  

Der deutsche Gesetzesentwurf geht über viele 
Mindestanforderungen der EU-Richtlinie hin-
aus. Die mit den Neuerungen verbundene er-
hebliche Ausweitung der kollektiven Rechts-
schutzmöglichkeiten für Verbraucherinnen und 

Verbraucher, aber auch die damit verbundenen 
Haftungsrisiken für Unternehmen sind Grund 
genug, sich mit den vorgesehenen Regelungen 
bereits jetzt überblicksartig vertraut zu machen. 

Erweiterter Anwendungsbereich des Ge-
setzes 

Insbesondere der Anwendungsbereich des 
VDuG soll deutlich weiter sein als von der EU-
Verbandsklagenrichtlinie gefordert. 

So sollen nicht nur Verbraucherinnen und Ver-
braucher, sondern auch kleine Unternehmen 
mit bis zu 10 Beschäftigten und einem Jahres-
umsatz bzw. einer Jahresbilanz von weniger als 
2 Mio. Euro dem Verfahren beitreten können, 
sofern der Rechtsstreit ihre Ansprüche oder 
Rechtsverhältnisse „gleichermaßen“ betrifft.  

Von großer Bedeutung ist aber vor allem, dass 
mittels der Abhilfeklage nach dem VDuG nicht 
nur EU-Verbraucherrechte durchgesetzt kön-
nen werden sollen. Vielmehr sieht der deutsche 
Gesetzgeber vor, dass alle bürgerlichen 
Rechtstreitigkeiten zwischen Verbraucherinnen 
und Verbrauchern und Unternehmens Gegen-
stand der Abhilfeklage sein können. Dies be-
deutet beispielsweise, dass auch allgemeine 
deliktische und vertragliche Ansprüche geltend 
gemacht werden können. So sind Klagen nicht 
nur im allgemeinen Verbraucher- und Bank-
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recht, sondern beispielsweise auch im Zusam-
menhang mit den vielfältigen Haftungsrisiken im 
Bereich ESG-Compliance denkbar. 

Zu beachten ist schließlich, dass die Hürden für 
Verbraucherinnen und Verbraucher, dem Ver-
fahren beizutreten, besonders niederschwellig 
ausgestaltet wurden. Zwar hat sich der Gesetz-
geber für das Opt-In-Verfahren entschieden. 
Das bedeutet, dass Verbraucherinnen und Ver-
braucher aktiv beitreten müssen. Dies kann je-
doch in Textform, ohne anwaltliche Vertretung, 
kostenlos sowie sogar noch bis zu drei Wochen 
nach Schluss der mündlichen Verhandlung er-
folgen. Das vollständige Ausmaß des Kostenri-
sikos für die verklagten Unternehmen wird also 
erst zu einem späten Zeitpunkt deutlich und er-
schwert zudem Vergleichsverhandlungen. Un-
abhängig von der Anmeldung ist die Abhilfe-
klage aber bereits zulässig, wenn nachvollzieh-
bar dargelegt wird, dass 50 Verbraucherinnen 
und Verbraucher betroffen sein können. Die Er-
hebung der Abhilfeklage führt zur Hemmung der 
Verjährung, jedoch anders als bei der Unterlas-
sungsklage nach dem UKlaG nur für die tat-
sächlich angemeldeten Ansprüche. 

Schutz vor Missbrauch 

Um die Unternehmen trotz des weiten Anwen-
dungsbereichs der Abhilfeklage vor den Risiken 
missbräuchlicher Klageerhebung zu schützen, 
sieht das Gesetz verschiedene Regelungen vor. 

Zum einen werden besondere Anforderungen 
an den Kreis klageberechtigter Stellen und die 
Prozessfinanzierung gestellt. Im Allgemeinen 
sind nur qualifizierte Verbraucherverbände kla-
geberechtigt, welche in der Liste i.S.d. § 4 UKlG 
eingetragen sind und nicht mehr als 5% ihrer fi-
nanziellen Mittel durch Zuwendungen von Un-
ternehmen beziehen. Zudem wird aber auch die 
Finanzierung konkreter Abhilfeklagen durch 
Dritte beschränkt.  So ist die Finanzierung durch 

Wettbewerber des verklagten Unternehmens 
sowie durch solche Dritte unzulässig, die vom 
verklagten Unternehmen abhängig sind oder 
von welchen zu erwarten ist, dass sie das Ver-
fahren zu Lasten der Verbraucherinnen und 
Verbraucher beeinflussen. Hinzu gekommen ist 
schließlich noch das Verbot einer Prozessfinan-
zierung, wenn dem Finanzierer ein wirtschaftli-
cher Anteil von mehr als 10% versprochen ist. 

Zudem hat die unterliegende Partei die Kosten 
des Verfahrens zu tragen – also auf Klägerseite 
die Verbraucherverbände. Dadurch sollen diese 
von einer allzu opportunistischen Klageerhe-
bung abgehalten werden. Allerdings wird der 
Streitwert von Abhilfeklagen unabhängig von 
der tatsächlichen wirtschaftlichen Bedeutung 
der Sache auf einen Betrag von 250.000 Euro 
gedeckelt, sodass das Kostenrisiko dennoch 
vergleichsweise überschaubar scheint. Zu-
gleich bleiben vor allem auch die finanziellen Ri-
siken der Verbraucherinnen und Verbraucher 
gering, sodass diese eingeleiteten Verfahren 
wohl oftmals beitreten und so eine Häufung von 
Klagen begünstigen werden. 

Aus Sicht der Unternehmen erfreulich dürfte 
schließlich der Umstand sein, dass der Geset-
zesentwurf keine umfassende „discovery“ nach 
dem Vorbild US-amerikanischer „class actions“ 
vorsieht. Vielmehr bleibt es – zumindest in 
Deutschland – bei den eher restriktiven Rege-
lungen der §§ 142-144 ZPO. Lediglich neu ist, 
dass ein Verstoß gegen die dort normierten Vor-
lagepflichten mit einem Ordnungsgeld von bis 
zu 250.000 Euro bewährt ist. Die Verpflichtung 
zur Vorlage muss aber jedenfalls dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz genügen, sodass be-
troffene Unternehmen dies stets überprüfen las-
sen sollten. 
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Wesentliche Gleichartigkeit der geltend 
gemachten Ansprüche 

Ein weiteres Erfordernis für die Zulässigkeit der 
Abhilfeklage ist, dass die geltend gemachten 
Ansprüche im Wesentlichen gleichartig sein 
müssen. Dies wird aller Voraussicht nach ein 
zentrales Diskussionsthema und eine Heraus-
forderung für die Rechtspraxis sein. 

Nach dem Gesetzesentwurf sollen Ansprüche 
gleichartig sein, wenn sie auf demselben Sach-
verhalt oder einer Reihe vergleichbarer Sach-
verhalte beruhen und für sie die gleichen Tatsa-
chen- und Rechtsfragen entscheidungserheb-
lich sind. Die Ansprüche müssen sich so ähnlich 
sein, dass das Gericht von einer individuellen 
Tatsachenfeststellung absehen und lediglich 
aufgrund einer schablonenhaften Prüfung der 
Anspruchsvoraussetzungen entscheiden kann. 

Die Anwendung dieser Vorgaben auf die Praxis 
wird maßgeblich darüber entscheiden, wie groß 
der Anwendungsbereich der Abhilfeklage letzt-
endlich sein wird. 

Urteil und Anspruchsdurchsetzung 

Wie bereits angedeutet, soll das Abhilfeklage-
verfahren gerade keine weitere Individualklage 
der einzelnen Verbraucherinnen und Verbrau-
cher erfordern, sondern selbst die Anspruchs-
durchsetzung sicherstellen. Dazu wird das Ge-
richt im Regelfall zunächst ein Abhilfegrundur-
teil erlassen, welches die Voraussetzungen so-
wie die Kriterien zur Bemessung der Anspruchs-
höhe sowie die zu erbringenden Berechtigungs-
nachweise festlegt. Können die Parteien in der 
anschließenden Vergleichsphase keine prag-
matische Umsetzungslösung finden, so ergeht 
stattdessen ein Abhilfeendurteil. Hier kann das 
verklagte Unternehmen zur Zahlung eines vor-
läufig geschätzten, kollektiven Gesamtbetrags 
verpflichtet werden. Die Zahlung hat an einen 
Sachwalter zu erfolgen, welcher anschließend 

die jeweiligen Beträge an die berechtigten Ver-
braucherinnen und Verbraucher verteilt. 

Das Umsetzungsverfahren erfolgt auf Kosten 
des Unternehmens. Dieses kann Einwendun-
gen gegen individuelle Ansprüche der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher nur noch geltend 
machen, sofern sie im kollektiven Abhilfeverfah-
ren nicht hätten vorgebracht werden können. 
Denkbar sind hier vor allem Fehler in der Be-
rechtigungsprüfung des Sachwalters oder eine 
zwischenzeitlich erfolgte Anspruchserfüllung. 

Internationale Zuständigkeit 

Auch grenzüberschreitende Abhilfeklagen von 
qualifizierten Einrichtungen anderer EU-Mit-
gliedsstaaten sind möglich. Noch unklar und da-
mit Quelle erheblicher Rechtsunsicherheit ist je-
doch, ob die besonderen Zuständigkeiten der 
Brüssel I-VO auf Verbandsklagen anwendbar 
sind. Die internationale Zuständigkeit ist nicht 
eindeutig geregelt, sodass die Gefahr besteht, 
dass Verbände in dem jeweils für die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher günstigsten Land 
Klage erheben werden („forum shopping“).  

Ausblick 

Mit Spannung bleibt abzuwarten, ob und in wel-
chem Umfang es nach In-Kraft-Treten des 
VDuG in Zukunft zu umfangreichen Abhilfekla-
geverfahren gegen Unternehmen kommt, mit 
denen die Rechte von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern kollektiv durchgesetzt werden 
sollen. 

Die geringen Hürden für den Verfahrensbeitritt 
sowie die vorgesehene Anspruchsdurchsetzung 
ohne die Notwendigkeit eines weiteren Prozes-
ses, dürften dies jedenfalls aus Verbraucher-
sicht wahrscheinlich machen. Auf die betroffe-
nen Unternehmen kämen in der Folge durch die 



 

4 

groß angelegten, öffentlich gemachten Verfah-
ren nicht nur hohe finanzielle Risiken, sondern 
auch nicht unerhebliche Reputationsrisiken zu. 

Allein dies dürfte Grund genug sein, sich mög-
lichst bald mit den prozessualen Neuregelun-

gen vertraut zu machen, sobald diese final ver-
abschiedet sind. Bis dahin obliegt es den Unter-
nehmen, bereits jetzt für eine umfassende Com-
pliance zu sorgen und so schon im Grunde 
keine Angriffsfläche für mögliche Verbandskla-
gen zu bieten.

 

Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Dr. Yorick Ruland unter +49 221 33660-444 oder yruland@go-
erg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 
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